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In diesem Beitrag soll gezeigt werden, daß das Konzept der
Investitionslenkung, so wie es bisher entwickelt wurde, nicht
in der Lage ist, die wirtschafts- und gesellschaftspolitischen
Vorstellungen zu verwirklichen, die mit diesem Konzept
von seinen Befürwortern verbunden werden. Die zentrale
These ist, daß In vestitionskontrollen entweder zu kartell­
ähnlichen Absprachen zwischen dcn Unternehmen zu Lasten
der Verbraucher degenerieren oder aber da!; sie sich zu
einem umfassenden bii rokratischen Planungssystem auswei­
ten, das über die Köpfe der Arbeiter hinweg die Wirt­
schaft administrieren wird - ein System, das auch die Be­
fürworter von Investitionslenkung strikt ablehnen.

über die Notwendigkeit staatlicher Eingriffe in das Wirt­
schaftsgeschehen gibt es an sich kaum Meinungsverschieden­
heiten. Die Unterschiede beziehen sich vielmehr darauf, mit
welchen Mitteln und in welchem Umfange der Staat in die
Entscheidungen der einzelnen Wirtschaftssubjekte einzu­
greifen habe. Läßt man die von der traditionellen ökono­
mischen Theorie gebi lligten staadichen Eingriffe beiseite,
so bleiben drei Varianten von Tnvestitionslenkung, die über
den von der herrschenden Lehre gezogenen Rahmen hinaus­
gehen. Zun:lchst ist die »akademische Variante«, wie sie
etwa von Meißner und Zinn vertreten wird, zu nennel1. Sie
sieht die Investitionskontrolle in einem abgestuften Verfah­
ren vor, das von der bloßen Tnvestitionsmeldung über in­
direkte Formen der Beeinflussung sektoraler Investitions­
entscheidungen bis hin zum bcfchJsmäßigen E'ingriff reicht.

WeiLer gehen die Jungsozialisten in ihren Beschlüssen zur
demokratischen gesamtwirtschaftlichen Planung und Len-

kung: Für sie ist «eme indirekte Investitionslenkung im
Interesse der arbeitenden Bevölkerung ... unter kapita­
listischen Bedingungen nicht möglich«. Da die indirekte In­
vestitionslenkung die Autonomie der privaten Investitions­
entscheidungen nicht grundsätzlich aufhebt, sondern diese
lediglich durch ein System steuerlicher und geldpolitischer
Anreize beziehungsweise Hemmnisse beeinflußt, kommen
die Jungsozialisten zu dem Ergebnis, daß die indirekte In­
vestitionslenkung den Zwang zur Orientierung der staat­
lichen Politik an den Gewinnerwartungen der Unterneh­
mer mit sich bringe. Weitere damit verbundene Nachteile
seien das Entstehen von Engpässen und überkapazitäten,
eine Zunahme des Konzentrationsprozesses, eine verstärkte
Konjunkturabhängigkeit öffentlicher Einnahmen und Aus­
gaben, eine zusätzliche Belastung des öffentlichen Haus­
halts, eine ungerechtere' Einkommens- und Vermögensver­
teilung, die Nichtberücksichtigung sozialer Kosten und
schließlich eine wirkungslose Regional- und Strukturpolitik.
Während in der ersten Variante die theoretisdie Alloka­
tionsfunktion des Gewinns nicht geleugnet wird, sondern
nur seine praktische Bedeutung unter den Bedingungen des
»organisierten Kapitalismus«, geht die zweite Variante von
der grundsätzlichen Unbrauchbarkeit des »kapitalistischen
Profits« aus. Beide Varianten sind sich jedoch in den posi­
tiven Zielen von Investitionslenkung einig. Mit Meißner
kann man dabei ein stabilitätspolitisches, ein strukturpo­
litisches und ein gesellschaftspolitisches Ziel unterscheiden.

Neben diesen Varianten, auf deren Zielsetzungen noch
eingegangen wird, verdient noch eine dritte, etwas hetero-
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gene Spielart von Invcstitionslenkllng Er\vähnung, die ich
vereinL.1chend als »technokratische \'ariante« bezeichne.
Kennzeichen dieser Richtung ist die Betonung des stabili­
tätspolitischen Ziels von Investitionslenkung und die Vcr­
nachlä~sigung oder AusklanlIncrung strukturpolitischer und
gesellschaftspolitischer Zielsetzungen. D;:tbei ist die sta­
bilitätspo1itische Zielsetzung von deIn Gedanken bestiml11t,
daß ~lie traditionelle fiskal- und I\.reditpolitik - also die
Beeinflussung nlakroökonomischer Aggregate wie Investi­
tionen, Konsum, Gcldn1cngc, Zinssatz - ohne Rücksicht auf
die Struktur einzelner Branchen unzureichend bleibt.

In dieser vorwiegend stabilitätspali tisch orientierten »tech­
nokratischen Variante« finden sich so unterschiedliche Grup­
pen wie traditionelle Nationalökonol11en, die 111it Verfah­
ren der Input-Output-Analyse eine harnlonisierte Struk­
tu r- und Regi011 alp0 1i t ik ver \v irkIiche11 V,T 0 1I e11. Wei terhin
gibt es bestimmte Vertreter der Großindustrie, die in Märk­
ten 111 it 01 igopo1istischer M assenprodu kti 0 11 Inv est it ionsab­
sprachen zur Vernleidung von Überkapazit~itenfür sinnvoll
halten, und nicht zuletzt gibt es einige Einzelge\verkschaf­
ten des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) (wie die
Industriegewerkschaft Chemie und die IG Metall), die
im Grunde dasselbe wollen, jedoch unter Einschluß der
Gewerkschaften und des Staates. Ein Investitionskartell
bleibt aber nach dem Dictum des Staatssekretärs im Bun­
desministeriurn für \X!irtschaft, Otto Schlecht, auch dann
ein Kartell n1it all seinen \virtschaftlichen und sozialen
Nachteilen, wenn sich die Gevlerkschaftcn daran beteili­
gen, staatliche Vertreter als Anstandswauwaus an dieser
Liaison zur Beschr:inkung des \vettbewerbs nlitwirken und
sich das Ganze schanlhaft »Rat« oder »Ausschuß~< nennt.

Spezifisch für die systemverändernden Varianten von In­
vestitionskontrollen ist dagegen die strukturpolitische Ziel­
setzung, die Werner Meißner so zusamrnenfaßt: »Investi­
tionslenkung zielt hier auf die Beeinflussung der binnen­
wirtschaftlichen Verwendung von Produktionsressourcen.
Strukturpolitisch wird nicht mehr nur eine Beschleunigung
des produktivitätserhöhenden - und exportfördernden ­
Wandels angestrebt, sondern die Erstellung einer besseren,
nicht ausschließlich am Profitmotiv ausgerichteten Produk­
tionsstruktur. Hier kommt der selektiv-steuernde Charak­
ter der Investitionslenkung ins Spiel ... «

In dieser weitgefaßten BestimInung von Strukturpolitik
vermengen sich bereits gesellschaftspolitische Zielsetzungen
n1it strukturpolitischen. Es geht ja wesentlich daru111, ge­
winnorientierte Produktion abzulösen durch eine Produk­
tion nach noch zu definierenden wirklichen Bedürfnissen.
Nun ist allerdings das, was die Befür\\Torter von Investi­
tionskontrollen über die anfangs genannten Einschränkun­
gen marktmäßiger, also gewinnorientierter Produktion hin­
aus zu sagen haben, a.lles andere als überzeugend.

Zunächst einmal bleibt unklar, wie die wirklichen Bedürf­
nisse der Gesellsch~ft bestimn1t werden sollen, nach wel­
chen Kriterien Investitionsentscheidungen sektoral beein­
flußt werden sollen. Als ersten Ansatz in dieser Richtung
haben Meißner, Wieczorek und Zinn eine ßedarfsrangskala
aufgestellt, die, nach Prioritäten geordnet, folgendern1~­

ßen aussieht: individueller Grundbedarf (Nahrungs111ittel)
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I\.lcidung, \'lohnung); öffentlicher Grundbedarf (Bildung,
Verkehr, i\1edizin); gehobener IndiviJualbcdarf (Farbfern­
seher, (~eschirrspüler); öffentlicher Zusatzbed~rf (interna­
tionale Leistungen, \visseqschaftliche Experin1entalpro­
grarnrne); privater Luxus (Villen n1it Garten).

Diese Bedarfsrangsk~lLl als I ndikator der wahren Bedürf­
nisse der Bevölkerung ist, das konnte bei der Naivität
ihrer I<.onstruktion nicht ausbleiben, denn auch zu einem
der zentralen Kritikpunkte des Progranln1s geworden. Ger­
hard Kade nannte es das »Ergebnis einer Introspektion,
die sich nur "in1 klcinbtirgerlichcn lv1ilicu eines deutschen Uni-

Die Einführung von Investitionskontrollen in einem
System der sozialen, Marktwirtschaft wird ange­
sichts der schwierigen Wirtschaftslage heute mit
größerer Nüchternheit diskutiert als noch vor Jahren.
Dr. Hans G. Nutzinger vom Alfred-Weber-Institut
der Universität Heidelberg steHt in diesem Beitrag,
einer stark gekürzten Fassung seines Habilitations­
vortrags, die Hauptargumente für und wider die
Investitionslenkung und die Implikationen dieser
Problematik dar.

versit:itsprofessors ~bspielen konnte«: \lor allem wurde
»hier per l)ekret ein Zielsystcn1 vorgegeben, das sich höch­
stens noch au f die 1rr~ tion~l it:ir unseres \X/i rtschaftssystenls
beruft«.

Neben diesen können weitere i\rgurnente gegen jede Art
von Bed~rfsrangskalaerhoben \vcrden:

\X!enn überhaupt, kann nl~n derartige Kataloge nur für
Endprodukte ern1itteln. 111 hoch entwickelten Volkswirt­
schaften, wie derjenigen der Bundesrepublik, wird jedoch
der Lö\vcnanteil von lZcssourcen in der Erzeugung von
Z\vischenprodukten eingesetzt. Völlig unklar bleibt, wie
nlan dort verfahren soll; insbesondere können viele Pro­
dukte zugleich Endprodukt und Z\vischenprodukt sein, und
es ist durchaus rnöglich, daß n1an zur Herstellung für wich­
tig gehaltener Endprodukte bestirnrnte Zwischenprodukte
braucht, die n1~n in1 Bereich der Endnachfrage für weniger
\vlinschens\vcrt häl t. Sehr viel \virksanler "\väre hier eine
direkte Beeinflussung der Endnachfrage über Steuern und
Subventionen, \vic sie ja auch schon heute bei uns erfolgt.

Jede Ern1ittlllng eines ».\vahren« Bedarfs kann überhaupt
nicht ulllhin, in irgendeiner Forn1 Preise fi.ir die Bedarfs­
ern1ittlung zugrunde zu legen. Gibt es eine derartige Be­
wertung von verschiedenen Alternativen nicht, so ist eine
Bedarfsern1ittlung ohnehin sinnlos, weil fast jedermann
al1es h~ben n1öchte, solange es nichts kostet, und vleil es
ohne Kenntnis der Preise überhaupt keine eindeutig fest­
ste 11 baren Bedar fsh ierarch ieng ibt. I n1 a11 ge111ei 11en \verden
Anderungen der reLltiven Preise auch zu einer Umorientie­
rung in den n1anifestierten Bedi.irfnissen führen. Letztend­
lich tut also eine Ennittlung des \virklichen Bedarfs mit
großen1 Auf\vand nichts anderes als d~s, \vas der 1tlarkt
n1 i t a 11 se inenU11 voll k0nunenhe i t en sehon Ieistet.

Ein dritter, bereits logischer Einwand geht gegen die ange­
strebte K.a tegorisierung von G Litern: In1 allge1l1cincn ist es
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ohne Kenntnis der Lebenslage cil~cs Betroffcnen überhaupt

nicht nlöglich, aus d'cn Charakteristika eincs Gutes darauf

zu schließen, in welche Kategorie das fragliche Gut für den

betreffenden Konsunlenten einzuordnen ist. Es kann Luxus,

pri vater Zusatzbedarf, ja auch pri vater Grundbedarf sein.

Ein Telefon ist für gehbehinderte Leute sicherlich indi vi­

dueller Grundbedarf, \v:ihrend es für andere Leute tatsäch­

lich glatter Lu~us sein kann.

Regulierung durch den Markt

Diese kurzen überlegungen zeigen, daß dic 111arktlnäßige

Ern1ittlung von N achfrage\vünschen trotz aller genannten

Mängel einen1 angeblich den10kratischen Verfahren der Be­

darfsernlittlung bcin1 gegenwärtigen Zustand noch deutlich

überlegen ist.

Ähnlich schlecht bestellt ist es nlit den Einwänden, die sich

gegen die I(oordinationsfunktion des Marktes als eines an­

geblich »anarchrischen Systenls« richten. So legt etwa der

Einwand 1vleißners, daß bei Investitionsentscheidungen die

Unteilbarkeit von Kapitalgütern dazu führe, daß der

Preisn1echanismus nicht funktioniere, da dies nur »unter

der Voraussetzung sehr klciner Anderungen« gewährleistet

sei, ein Mißverst:indnis von Infinitesinlalrechnung nahe,

wie sie in der Wirtschaftstheorie angc\vandt \vird. Selbst­

verst~indlich läßt sich die Unteilbarkeit von Gütern als zu­

sätzliche Beschränkung in das Optin1ierungskalkül der Un­

ternehmung einbauen, und sie wird bei sonst gleichwerti­

gen Aggregaten ZU111 Beispiel dasjenige vorziehen, das hö­

here Teilbarkeitseigenschaften auf\vcist. Auch die Unteil­

barkeit hat ihren Preis.

Noch schlechter ist es 111it denlA rgunlen t bestellt, die In­

vestitionskalkulation auf der Basis von Preisen führe schon

deswegen nicht zu einer optinlalen Verwendung der Res­

sourcen, da die zugrundeliegenden Preise nicht die wirk­

lichen Knappheitsrelationcn flir das Investitionsprojekt

angeben: »Preise sind ex-post-Indikatoren, die günstigsten­

falls die I<.nappheitsrclationen ZU111 Investitionszeitpunkt

angeben. Investitionen - nicht beliebig teilbar - sind zu­

kunftsbezogen, die neugeschaffenen Kapazitäten stehen auf

Jahre zur Verfügung« (Meißner). Die hier suggerierte Vor­

stellung über Investitionsentscheidllngen auf der Basis lau­

fender und nicht der zukünftig er\\rarteten Preise ist denn

auch so unglaubwürdig, daß selbst die Jungsozialisten be­

klagen, daß die indirekte Inyestitionslenkung die staatliche

Politik an den Ge\vinn- und Absatzervlartungcn der Un­

ternehlnen orientiere. Man kann also lediglich die Frage

stellen, ob die Erwartungen der einzelnen' Unternehn1en

über zukünftige Preise und j\bsatZI11engen präziser sind

als diejenigen einer starken Investitionskontrollbehörde.

Für cine dczentrale Lösung der Investitionsentscheidungen

spricht jedenfalls die Tatsache, daß es keine Akkumulation

von Risiken gibt, \vie sie in1 Falle zentraler Investitions­

lcnkung auftreten können. Selbst unter der \70raussetzung

einer besseren Prognosefähigkeit einer zentralen Investi­

tionsstelle bliebe in1111er noch das Problem bestehen, daß

eine Fehlprognose, wenn sie doch einnlal VOrk0I11nlt, un­

gleich schwerwiegendere Folgen hat als bei dezentralen In­

vestitionsentscheid ungen.
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Ein völliges Mißverstän9nis des j\farktmechanismus

herrscht auch bei dem insbesondere von den Jungsozialisten

vertretene Argurnent vor, eine indirekte Investitionslen­

kung (über Strafsteuern im Falle negativer externer Ef­

fekte) sei schon deswegen unangebracht, weil die Unter­

nehll1er ja nur diese zusätzliche Kostenbelastung an die
Verbraucher iln Preis weitergeben v;ürden. Das aber ge­

rade ist der Sinn dieser Maßnahme, da sie zu einer Ein­

schränkung der schädigenden Aktivität führt.

Ahnlich problematisch ist auch die Vorstellung, man könne

mit direkten Investitionsverboten (an Stelle einer indirek­

ten Lenkung) unerwünschte Einkonln1eneffekte zugunsten

der Unternehmer veroleiden. Vieles spricht für die gegen­

teilige Annahme : Werden nän11ich bestimmte Investitions­

projekte untersagt, so kann, unter sonst gleichen Umstän­

den, ein gleichbleibendes Investitionsvolunlen nur dadurch

gesichert werden, daß man in irgendeiner Form die geneh­

lTIigtcn Investitionsprojekte subventioniert. Man hätte ge­

rade dadurch den unerwünschten Einkommenseffekt.

Es hieße den ~reufel 111it Beelzebub austreiben, wenn man

etwa versuchen woll te, den Investitionsausfall aus Verbo­

ten durch direkte Investitionsgebote zu kompensieren. In

diesem Falle wäre es sehr wahrscheinlich, daß die Unter­

nehnlen n1it Berufung auf angebliche oder tatsächlic~eVer­

luste aus den befohlenen Projekten die Staatskasse um Ent­

schädigung bitten würden. Danlit würde die Tendenz zur

»Sozialisierung von Verlusten bei gleichzeitig aufrechter­

haltener privater Gewinnaneignung« forciert. Im Gegen­

satz zu den systelTIvcrändernden Absichten der Investi­

tionslenkung hätten wir somit eine Pervertierung des

marktwirtschaftlichen Systems zugunsten der Unternehmer.

Nun könnte 111an einwenden, daß eine derartige Deforma­

tion der Marktwirtschaft die Forderung nach vollständiger

Sozialisierung der Unternehn1en und damit das wichtigste

gesellschaftspolitische Ziel erleichtern würde. Zweifellos

könnte n1an damit die Skylla des staatlich subventionierten

Investitionskartells un1schiffen, jedoch nur, um desto siche­

rer der Charybdis einer bürokratischen Planung der gesam­

ten Wirtschaft anheilTIzu fallen. Gerade weil Fehlprognosen

zentraler Investitionsstellen so weitreichende Konsequen­

zen haben, müßten darauf aufbauende Fehlinvestitionen

durch weitere ad-hoc-Eingriffe auf anderen Stufen, bei Kon­

sumgütern etwa, korrigiert werden, un1 den Folgewirkun­

gen von Fehlentscheidungen in1 Investitionsbereich zu be­

gegnen. Angesichts des hohen Grades von Interdependenz

und des hohen Anteils von Zwischenprodukten in ent­

wickelten Volkswirtschaften ergäbe sich so mit hoher Wahr­

scheinlichkeit eine Tendenz zur »kun1ulativen Staatsinter­

vention«, deren logisches, wenn auch nicht wünschenswer­

tes Ende eine bürokratische Planung sein müßte. Diese

hätte gefährliche Auswirkungen. Es gäbe kaum positive An­

reize (wie Gewinnerwartungen) für die Suche nach mög­

lichst präzisen Schätzungen über zukünftige Entwicklun­

gen, und es würde auch nicht der negative Sanktions­

mechanisn1us wirken, der Fehlinvestitionen durch die Ein­

buße des eingesetzten Kapitals oder gar Konkurs bestraft.

Auf diesen Punkt hebt insbesondere die Unternehmerseite ab:

»Wirtschafts- und Sozialräte aus den Reihen der Gewerk-
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schaften oder Bedienstete der öffentlichen Hand würden

... ganz neue Haftungsproblenlc schaffen: Sie wären an

>falschen Signalen< ganz wesentlich beteiligt, könnten je­

doch für Fehlentwicklungen, die sich daraus ergeben, nicht

zur Rechenschaft gezogen werden. Die Haftung bliebe pri­

mär bei den Unternehmensleitungen und den Kapitaleig­

nern!« (Vogel/Kittel). Das hier gezeichnete Bild einer ein­

seitigen Risikoverteilung für das haftendc Kapital ist aller­

dings falsch. Unternehnlerische fehlentscheidungen bei den

Investitionen können auch die Beschäftigten des Betriebes

ihre Arbeitsplätze kosten. Die Arbeiter, die in der traditio­

nellen Unternchnlensverfassung an den Investi tionsentschei­

dungen nicht beteiligt sind, tragen also einen Teil des Risi­

kos nlit. Das spricht aber nicht dafür, überbetriebliche In­

vestitionslenkung einzuführen, sondern dafür, die Arbeiter

des Betriebes an den unternehnlenspolitischen Entscheidun­

gen zu beteiligen. Auch der I-linweis auf die »faktische

Garantie« des Staates für den Fortbestand großer Unter­

nehnlen kann schwerlich zur Begründung umfassender staat­

licher Investitionskontrolle dienen, sondern eher dafür, daß

der Staa t, \vo notwendig, die H.. ahnlengesetzgebung ver­

schärft, "\vie er es untlngst inl Bank\vcsen getan hat, zumal

es keinen Grund dafür gibt, daß der Staat zugunsten des

Unternehnlers einspringt. Der Fortbestand des Unterneh­

mens inlpliziert nicht notwendig den Fortbestand des Kapi­

taleigentunls für den gescheiterten Unternehn1er.

Fazit: Die bisher vorgetragenen Modelle der Investitions­

lenkung bringen \venig Neues gegenüber bekannten über­

legungen der ÖkOn0111ischen Theorie, insbesondere iln Hin­

blick auf Unvollkonlmenheiren gewinnorientierrer Produk­

tion. Offen bleibt jcdoch, wie dicse Rcgelgröße durch an­

dere operationalc Kritericn ersetzt werden könnte. Außer­

dem fehlt der Nachweis, daß diese Unvollkonlmenheiten die

Steuerungsfunktion des Gewinns vollkomn1en außer Kraft

setzcn. Es läßt sich vielmehr zeigen, daß diese Funktion in

vielen Fällen wenigstens eingeschränkt crhalten bleibt und

durch staatliche Maßnahmen noch verbessert werden kann.

Eingriffe ohne Tendenz zur Totalplanung

Eine erhöhte Einflußnahn1e des Staates kann durchaus sinn­

voll und not\vendig sein. Erfolgt sie jedoch in der Form

direkter interventionisrischer Eingriffe in die Entscheidun­

gen der einzelnen Einheiten, so ist weder gesichert, daß

danlit eine besserc Bedürfnisbefriedigung erreicht werden

kann, noch LiGt sich die Befürchtung widerlegen, daß die­

sen Primäreingriffen weitere korrigierende Eingriffe fol­

gen n1üssen und damit eine Tendenz zur umfassenden Pla­

nung entsteht.

Diese Tendenz würde noch dadurch verstärkt, wenn nach

einer vollständigen Sozialisierung des UnternehInenssektors

ein Eigentums- und Machtmonopol des Staates entsteht,

dessen Kontrolle durch den politischen Prozeß äußerst

schwierig, wenn nicht gar unmöglich wäre. Die Vision eines

übermächtigen zentralen Investitionskontrollan1ts nlit dcn

Betricben als untergeordnetcn Abteilungcn ist dann keines­

,vcgs nlchr unwahrschcinlich. Anl Lohnarbeitsvcrh:iltnis für

die Arbeiter würde I11it großer \X!ahrschcinlichkcit nicht')

geän cl ert, un cl ihrc iIn M a rk tsy st en1 bes tehenden Frcih eit ..... L
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der biLaeralcn Lohnvereinbarung und des freien Arbeits­

pLltz\vechsels geri~ten in Gefahr.

Auf der anderen Seite kann nicht die Gefahr geleugnet wer­

dcn, daß auch unter Bcteiligung der Gewerkschaften und

des Staa rcs eine branchenspezifisdlc Investitionssteucrung zu

einen1 traditionellen rn vestitionskartell zu Lasten der Ver­

braucher, also auch insbesondcre der arbeitenden Bevölke­

rung degeneriert. I) ieses }(artell \v~irc gefährlicher als tra­

ditionclle Invcstitionskartcllc, weil es aus der Beteiligung

von Staat und Gc\'lerkschaften zusätzliche Lcgitin1ation

bezieh t und sch \ver \'lieder abzuschaffen wäre.

Haftung für die Folgen

In allcn bisher bestehenden Verfahren ist nicht sicherge­

stellt, dag diejenigen, welche die Investitions'cntscheidungen

treffen oder zUInindest blirokratisch beeinflussen, auch für

die Folgen haften. l)er f-iin \vcis auf I nvestitionsrisiken, die

nicht nur von Jen lJnternehnlcrn, sondern auch von der Be­

legschaft und even tuel1 von der Gesellschaft insgesalnt ge­

tragen '\\'erden 111ÜSSel1, kann kauln zur Begründung zen­

traler Investiti6nslenkung dienen, eher dazu, schärfere

staatliche Rahnlcngesetzgebung und }(ontrolle und eine

Beteiligung der ArLciter an den Entscheidungen des Un­

ternehnlens zu fordern.

Ist erst einn1al innerbetriebliche Demokratie in dem Sinne

verwirklicht, daß die Arbeiter adäquat an den Investitions­

en tscheidungen des U nternehrl1ens beteiligt sind, so verliert

eine zcntrale 'Investitionskontrolle auch noch dcn letzten

Schcin von Berechtigung. Sie würde nänllich dann den Ent­

scheidungsspielraunl der Arbeiter zugunsten formaldemo­

kratischer Behörden und Prozeduren cinschränken. Das alte

sozialistische Ziel der Aufhebung des Lohnarbeitsverhältnis­

ses würde gerade dadurch wieder gefährdct, da es die Ar­

beiter nunmehr n1it einer Klasse unternehmensexterner

Bürokraten zu tun bekoI11men würden.

Als positi ves Ergebnis der Investitionslenkungsdebatte läßt

sich aber festhalten, daß sie die Aufmerksan1keit auf Un­

gleichheiten in unsercr Gesellschaftsordnung gelenkt hat.

Nur würde eine dcrnokratische Lösung dieser Probleme ge­

rade in der unlgekehrten Richtung zu suchen sein: in einer

Dezentralisierung der Entscheidungsgewalt, wo immer

nlöglich, und in einer Rückkopplung der dezentralen E~t­

scheidungen über :rvlarktnlechanisn1en, \VO an\vendbar.

\\fill nlJ.I1 also auch den1 von Befi.irwortern der Investitions­

lenkung angestrebten Ziel einer Abßchaffung des kapita­

listischen Lohnarbeitsverhältnisses wirklich näherkonlmen,

so wird Inan sich zu eineITI Bündel von Maßnahmen ent­

schließen nli.issen, das in dcn Augen orthodoxer Marxisten

z \veifc11 0 s als »k1ein bürgerIich « ei 11 Z UStu fen w ä re : eine

gleichn1äßigere Verteilung von Einkommen und Vermögen,

eine konsequente \v,/ettbewerbspolitik, bewußte Verbrau­

cheraufklärung, verbesserte Bildungschancen, mehr Parti­

zipation in1 politischen Prozeß und einc Änderung der Un­

ternehIncnsverfassung, die die Belegschaft des Betriebes an

den Entschcidungen über ihre Produktionsbedingungen be­
teiligt und gleichzeitig diesc Entscheidungen iiber den Markt­

I11echanisnlus nlit den gesellschaftlichen Bewertungen rück­

koppelt.


